
Vorbericht zu TOP 12: Beantragung und Gewährung von Urlaub eines Bürgermeisters  
 
Im Zusammenhang mit der Abwahl des Oberbürgermeisters der Stadt Schönebeck (Elbe) ist 
die Urlaubsgewährung des OB diskutiert worden. Hintergrund ist eine Urlaubsreise des OB 
während des Hochwassers im Juni. Auf Grund der Ereignisse soll es eine Regelung des Stadt-
rates/Hauptausschusses über die Beantragung und Gewährung von Urlaub des Oberbürger-
meisters geben. 
 
Sowohl die CDU-Fraktion als auch die SPD-Fraktion haben dazu am 26.08.2013 einen An-
trag gestellt (Anlagen 1 und 2). Nach dem Antrag der CDU-Fraktion soll der § 9 der Haupt-
satzung um eine Bestimmung ergänzt werden, die die Verfahrensweise zur Urlaubsbeantra-
gung und Urlaubsgenehmigung der künftigen Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters 
regelt. Nach Auffassung der SPD-Fraktion soll die Genehmigung des Urlaubs des OB  durch 
einen Stadtratsbeschluss auf den Vorsitzenden des Stadtrates delegiert werden.  
Die Kommunalaufsicht des Salzlandkreises hat am 03.09.2013 anliegende Stellungnahme 
abgegeben (Anlage 3) und u.a. auf eine noch ausstehende Bewertung des Themas durch das 
Landesverwaltungsamt verwiesen. Der Vorsitzende des Stadtrates der Stadt Schönebeck (El-
be), Herr Rechtsanwalt Baudisch, nahm mit Schreiben vom 26.09.2013 gegenüber der Kom-
munalaufsicht ebenfalls zu der Problematik Stellung (Anlage 4). Über die Anträge wurde bis-
lang noch nicht entschieden. 
 
Die Rechtsamtsleiterin der Stadt Schönebeck, Frau Pohl, würde die vorgeschlagenen Verfah-
rensweisen gern im Kreis der Ausschussmitglieder diskutieren.  
 












